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STADT 2
GRUNBERG it %

DER MAGISTRAT

Entwasserungsantra
9 9 Antragsteller/Bauherr

Magistrat der Name, Vorname
Stadt Griinberg
Rabegasse 1

35305 Griinberg

StraBe, Nr.

PLZ, Wohnort

Telefon

Email

Antraqg auf

Neuanschluss an die offentliche Abwasseranlage
Anderung/Erneuerung der Anschlussleitung

Dem Antrag ist beizufligen:

® | ageplan (maBstabsgerecht) mit Darstellung der Grundstiicksgrenzen, der
vorhandenen bzw. geplanten Bebauung, der Hbéhenlage des Grundsticks
bezogen auf NN, der Lage und Hbéhenlage der Entwasserungsgrundleitungen
bis zum 6ffentlichen Kanal (vorhanden und geplant) und der Himmelsrichtung

Grundstiick
Gemarkung: Flur: Nr.:
Lage (StraBe):

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine/einen
Neubau Altbau Erweiterung/Umbau

Es soll(en) in die 6ffentliche Kanalisation folgende Art(en) von Abwasser
eingeleitet werden:

Schmutzwasser Regenwasser Mischwasser

Drainagen

® Das Einleiten von Grundwasser und Drainagewasser in einen Schmutz- oder
Regenwasserkanal ist grundsétzlich unzulassig.

Wie wird anfallendes Drainagewasser abgeleitet?
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Schmutzwasser

® Welche Art von Schmutzwasser féallt auf dem Grundstiick an?
O nur hausliche Abwasser O gewerbliche Abwasser

® Welche Art der Schmutzwasserentsorgung besteht zur Zeit auf dem

Grundstiick?
keine Kleinklaranlage
abflusslose Sammelgrube sonstige Anlage

® |st der Einbau einer automatischen Hebeanlage flir Schmutzwasser geplant?
a Nein bereits vorhanden

® Fine Entliftungsleitung nach DIN 1986 ist geplant/vorhanden?
a Nein

Niederschlagswasser/Zisterne

® Wird das Niederschlagswasser gesammelt bzw. soll es gesammelt werden?
ja Nein

® Wenn ja, wie groB ist das Sammelvolumen des Zisterne: m3

® Wenn ja, wohin wird der Uberlauf abgeleitet?
(Ozisterne mit Uberlauf in den Kanal
GZisterne mit Uberlauf in Verrieselung/Versickerung
OZisterne mit Uberlauf in ein Gewasser inklusive der Genehmigung der
Unteren Wasserbehérde des Landkreises GieBBen

® |st eine Brauchwassernutzung geplant/vorhanden?
OJa ONein

® Genehmigte Brunnenwasserentnahme?

Ja ONein
® Wenn ja, das Brauchwasser wird bzw. soll verwendet werden fir:
Toilettenspilung Waschmaschine
Gartenbewasserung andere Nutzung

Niederschlagswasser Verrieselung/Versickerung

® Wird eine Verrieselung/Versickerung von Niederschlagswasser geplant?
OJa ONein

® Auf welche Art erfolgt bzw. soll die Verrieselung/Versickerung erfolgen?
Mulden/Mulden-Rigolen-Versickerung Flachenverrieselung
Rigolen/Rohr-Riegolen-Versickerung

Gewerbliche/Industrielle Abwasser

® Fallen gewerbliche/industrielle Abwéasser an?
Ja ONein
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Wenn ja, sind dem Antrag beizufligen und nachfolgende Fragen zu beantworten:

® Die Beschreibung des Gewerbebetriebes, dessen Abwéasser in das
Abwassernetz eingeleitet werden soll, nach Art und Menge der voraussichtlich
anfallenden Abwasser

® Weitere Unterlagen bei gewerblich/industriell genutzten Grundstlicken:
Erlauterungsbericht der Produktionsart, Erlauterungen zu Abwasser-
vorbehandlungsanlagen sowie zur Art und Zusammensetzung des Abwassers

® Art des Betriebes:

® Welche Zusammensetzung hat das Abwasser (Ursprung)?

® Werden die Grenzwerte des § 8 der Entwasserungssatzung der Stadt
Grunberg eingehalten?

OJa ONein
® st eine Neutralisationsanlage oder Abscheideranlage vorgesehen?

@Ja ONein

® Wenn ja, welcher Typ (Herstellerangaben, Zulassung)

® Weitere Angaben/Erlauterungen:

® Wourde ein Antrag auf Genehmigung der Indirekteinleitung von mineral-
6lhaltigem Abwasser/auf Genehmigung der Bemessung, Gestaltung und des
Betriebes einer Abwasserbehandlungsanlage gemaR der Indirekteinleiter-
verordnung des Landes Hessen bei der Unteren Wasserbehdrde des
Landkreises GieBen gestellt?
OJa ONein
Datum der Genehmigung:
Aktenzeichen:.

Hinweis:
§ 5 Entwasserungssatzung der Stadt Grinberg

Grundstiicksentwédsserungsanlagen

1. Grundsticksentwasserungsanlagen missen nach den jeweils geltenden bau-
und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen
Normenausschusses geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden.

2. Gegen den Rulckstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jede/r
Grundstlickseigentimer/in selbst zu schitzen.
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Sicherungs-/Absperreinrichtung gegen Riickstau

® Wird eine Riickstausicherung eingebaut werden bzw. ist eine solche
Einrichtung eingebaut?

OJa ONein

Rechtliche Absicherung von Kanalanschlussleitungen
(Abweichend von § 4 der Entwasserungssatzung der Stadt Griinberg bei
Bestandsleitungen)

® Fihren bzw. sollen die privaten Kanalanschlussleitungen (ber ein
Nachbargrundstiick an die 6ffentliche Abwasseranlage angeschlossen
werden?

OJa ONein

® Wenn ja, besteht eine Zustimmung der Stadt Griinberg flir diesen
Leitungsverlauf?

OJa ONein

® Wenn ja, wodurch sind die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte rechtlich
abgesichert?

Grunddienstbarkeit Baulasteintragung

(Bitte Grundbuchauszug beifligen)

Aufgrund des § 3 der Entwasserungssatzung der Stadt Grinberg (EWS) beantrage
ich hiermit, das Abwasser meines Grundstlckes der Abwasseranlage zuzufihren.
Durch den Anschluss- und Benutzungszwang ist Abwasser, welches auf einem
Grundstick anfallt der Abwasseranlage zuzufihren. Der Wortlaut dieser
Bestimmungen ist nachfolgend in der Entwasserungssatzung abgedruckt. Ich habe
davon Kenntnis genommen.

Ich erklare hiermit, dass ich mich als Grundstlickseigentiimer gegen den Riickstau
des Abwassers selbst schiitze.

Wir weisen darauf hin, dass gemaB § 34 der o.g. Entwasserungssatzung bei
Nichtbeachtung und VerstoBB gegen die Satzung durch eine Ordnungswidrigkeit ein
BuBgeld bis zu 50.000,00 € gegen sie festgesetzt werden kann.

Die Richtigkeit und Vollstandigkeit der Angaben wird bestatigt!

Datum: Datum:

(Unterschrift des Bauherrn) (Stempel u. Unterschrift des Architekten)

Bauverwaltung der Stadt Griinberq: Sprechzeiten der Stadtverwaltung Griinberg:

Rabegasse 1 Mo. — Fr. 08.00 — 12.00 Uhr

35305 Grunberg Do. 08.00 — 12.00 Uhr

Tel. 06401/804-171 und 15.00 — 18.00 Uhr

Fax 06401/804-103 sowie nach telefonischer Vereinbarung auch
Mobil 0151/12568748 auBerhalb der oben genannten Zeiten
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STADT 2
GRUNBERG it %

DER MAGISTRAT

Merkblatt

Anforderungen an Grundstiicksentwéadsserungsanlagen

Grundsatzlich miussen Grundsticksentwasserungsanlagen den Bestimmungen
der aktuellen Entwasserungssatzung der Stadt Griinberg entsprechen.

1. Kanale fir Schmutz- und Regenwasser

der Mindestdurchmesser fir erdverlegte Leitungen betragt DN 100

die Grundleitungen sind geradlinig zu verlegen

Richtungsanderungen dirfen mit max. 45°- Bégen, besser aber mit 15°- und
30° Bbégen vorgenommen werden

Materialwechsel der Rohrleitungen sind nur mit geeigneten Ubergangsstiicken
maoglich

die Rohre sind nach DIN EN 1610 in Sand einzubetten
Entwasserungsleitungen (Schmutzwasser-, Regenwasser- und
Sammelleitungen) missen dicht sein.

die Grundleitungen sind mit einem Gefélle von 1% bis max. 5% zu verlegen
Hohendifferenzen sind mit einem Absturz zu tGberwinden (siehe Punkt 3.)

2. Revisionsschachte

sind im Bereich der Grundstlicksgrenze anzuordnen
mussen den Vorschriften der aktuellen DIN EN 476 u. DIN EN 1917 (Schéchte
aus Beton- und Stahlbetonfertigteilen) entsprechen, aus Kanalklinkern
gemauert oder aus dem Werkstoff PE hergestellt sein
Brunnenschachte (ohne Dichtring, geringerer Wanddicke) sind als
Revisionsschéachte nicht zulassig
Doppelschachte (Schmutz- und Regenwasser in einem Schacht) sind
grundsatzlich nicht zul&ssig
in Abhangigkeit von der Einbautiefe [t] missen Revisionsschachte folgenden
Mindestdurchmesser haben:

t < 0,80 m => DN = 600

0,80 m>t<1,50m=>DN =800

t>1,50 m=DN 1000
Revisionsschachte missen immer ein offenes Gerinne haben
Schéachte mit vorgefertigtem Gerinne dirfen nur so viele Zulaufe haben wie
tatsachlich bendtigt werden
Rohre oder Halbschalen aus PVC-U (KG-Rohre) im Schacht sind nicht
zulassig
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fir den Schmutzwasserschacht (auBer im Kunststoffschacht) ist das Gerinne
gefliest (Kanalklinker) oder als Steinzeughalbschale auszubilden, die Berme
ist auch mit Kanalklinkern zu fliesen

fir den Regenwasserschacht ist ebenso zu verfahren, jedoch kann das
Gerinne und die Berme auch aus hochsulfatbestandigem Zement hergestellt
werden

nachtragliche Anschlisse am Schacht sind mit einer Kernbohrung
vorzunehmen, nachtraglich Anschliisse durch Anstemmen des Schachtes sind
nicht zulassig

in die Bohrung ist ein Schachtfutter fir das entsprechende Rohrmaterial
fachgerecht einzusetzen

Richtungswechsel sind grundsétzlich im Schacht vorzunehmen (nicht direkt
vor oder hinter dem Schacht)

Das erste Rohrleitungsstiick vor und hinter dem Schacht ist als Gelenkstlick
auszubilden

3. Absturzbauwerke

auBenliegende Abstirze sollen nicht hergestellt werden

Abstirze mittels einer “Rutsche” sind unzulassig

Abstirze missen immer eine Reinigungséffnung enthalten

ein innenliegender Absturz ist an der Schachtwandung zu befestigen (siehe
Abbildung)

Ausbildung eines Absturzes bei Schachtbauwerken

1
—

Betonschacht nach DIN EN 1917 u. DIN EN 476 oder PE — Schacht
Kernbohrung mit Schachtfutter; bei PE besonderes Formteil

bei SW, Sohle und Berme aus Kanalklinker oder Steinzeughalbschale bei RW,
Sohle sulfatbestandig

Rohrauflager im Schachtbereich vergltet

DN 100 — DN 150

Rohrschelle ca. alle 50 cm
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Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt geandert durch Art.
2 des Gesetzes vom 24.03.2010 (GVBI | S. 119), der §§ 42 bis 46 des Hessischen
Wassergesetzes (HWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 06.05.2005 (GVBI. | S.
305), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 04.03.2010 (GVBI. | S. 85), der §§ 1 bis 5a, 9 bis
12 des Hessischen Gesetzes Uber kommunale Abgaben (KAG) vom 17.03.1970 (GVBI. |
S. 225), zuletzt gedndert durch Art. 7 des Gesetzes vom 31.01.2005 (GVBI. | S. 54), der §§ 1
und 9 des Gesetzes Uber Abgaben fir das Einleiten von Abwasser in Gewasser
(Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005
(BGBI. | S. 114), zuletzt geédndert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11.08.2010 (BGBI. | S.
1163), und der §§ 1 und 2 des Hessischen Ausflhrungsgesetzes zum
Abwasserabgabengesetz

(HAbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.09.2005 (GVBI. | S. 664), hat die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Griinberg in der Sitzung am 11.10.2012 folgende

ENTWASSERUNGSSATZUNG [EWS]

beschlossen:

I Allgemeines

§1
Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erflllung ihrer Pflicht zur Abwasserbeseitigung eine o&ffentliche
Einrichtung. Sie bestimmt Art und Umfang der Einrichtung sowie den Zeitpunkt ihrer
Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.

§2
Begriffsbestimmungen
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:

Grundstiick Das Grundstiick im Sinne des Grundbuchrechts.

Abwasser Das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veranderte
Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlagen aus dem Bereich bebauter oder kiinstlich
befestigter Flachen abflieBende und gesammelte Wasser (Niederschlagswasser) sowie das
sonstige zusammen mit Schmutzwasser oder Niederschlagswasser in Abwasseranlagen
abflieBende Wasser. Als Abwasser gilt auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und
Ablagern von Abfallen austretende und gesammelte Wasser sowie der in Kleinklaranlagen
anfallende Schlamm, soweit er aus hauslichem Abwasser stammt.

Brauchwasser Das aus anderen Anlagen (z.B. Brunnen, Zisternen oder &ahnlichen
Vorrichtungen zum Sammeln von Niederschlagswasser) und Gewdassern entnommene
Wasser, welches unmittelbar (z.B. Uber die Grundstlicksentwasserungseinrichtungen) oder
mittelbar in die Abwasseranlage eingeleitet wird bzw. dieser zuflieBt.

Abwasseranlagen Sammelleitungen und Behandlungsanlagen.

Zu den Abwasseranlagen gehdren auch Einrichtungen Dritter, deren sich die Stadt zur
Erflllung ihrer Aufgaben bedient oder zu deren Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder
Unterhaltung sie beitragt.
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Sammelleitungen Leitungen zur Sammlung des Uber die Anschlussleitungen von den
angeschlossene Grundstiicken kommende Abwassers bis zur Behandlungsanlage oder bis
zu Einleitung in ein Gewasser oder eine fremde Abwasseranlage einschlieBlich der im Zuge
dieser Leitungen errichteten abwassertechnischen Bauwerke (Netz).

Behandlungsanlagen Einrichtungen zur Reinigung und Behandlung des Abwassers;
zu diesen Einrichtungen gehdren auch die letzte(n) Verbindungsleitung(en) vom Netz sowie
die Ablaufleitung(en) zum Gewasser.

Anschlussleitungen Leitungen von der Sammelleitung bis zur Grenze der zu entsorgenden
Grundsticke.

Grundstiicksentwasserungs-  Alle Einrichtungen auf den Grundstiicken, die der Samm-
anlagen lung, Vorreinigung und Ableitung des Abwassers dienen.

Zuleitungskandle Die im Erdreich oder in der Grundplatte unzugéanglich verlegten
Leitungen  der  Grundstlicksentwasserungsanlagen, die das Abwasser den
Anschlussleitungen zufuhren und die Anschlussleitungen.

Grundstiicksklar- Kleinkldranlagen oder Sammelgruben (Behélter).
einrichtungen

Anschlussnehmer Grundstlckeigentimer / Erbbauberechtigte, NieBbraucher
(-inhaber)  und sonstige zur Nutzung des Grundstlicks dinglich Berechtigte.

Abwassereinleiter Anschlussnehmer (-inhaber) und alle zur Ableitung des auf dem
Grundstick anfallenden Abwassers Berechtigte und Verpflichtete (insbesondere auch
Pachter, Mieter, Untermieter usw.) sowie alle, die der Abwasseranlage tatsachlich Abwasser
zufihren.

Il.  Anschluss und Benutzung

§3
Grundstiicksanschluss

(1) Jedes Grundstiick — das grundsatzlich nur einen Anschluss erhalt — ist gesondert und
unmittelbar an die Anschlussleitung anzuschlieBen; Gleiches gilt, wenn die Stadt far
jedes dem Aufenthalt von Menschen dienende Gebdude auf einem Grundstiick eine
gesonderte Anschlussleitung verlegt hat.

(2) Die Stadt kann in Ausnahmeféllen zulassen oder verlangen, dass mehrere
Grundstlicke UOber eine gemeinsame Anschlussleitung an die Abwasseranlage
angeschlossen werden, wenn die nicht im 6ffentlichen Bereich liegenden Teile der
gemeinsamen Anschlussleitung durch Grunddienstbarkeit oder Baulasteintragung
gesichert sind.

(3) Wird ein Grundstliick nach seinem Anschluss in mehrere selbststandige Grundstiicke
geteilt, so gelten die vorstehenden Regelungen fir jedes neue Grundstiick
entsprechend.

(4) Die Anschlussleitung wird ausschlieBlich von der Stadt hergestellt, erneuert, verandert,
unterhalten oder beseitigt.
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§4
Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Eigentimer eines Grundstlcks, auf dem Abwasser anfallt, hat die Pflicht, dieses
Grundstick an die Abwasseranlage anzuschlieBen, wenn es durch eine betriebsfertige
Sammelleitung erschlossen und eine Anschlussleitung an das Grundstick
herangeflihrt ist. Hat die Stadt mehrere Anschlussleitungen zu einem Grundstick
verlegt, ist das Grundstiick entsprechend den Vorgaben der Stadt anzuschlieBen. Die
Anordnung des Anschlusses kann durch 6éffentliche Bekanntmachung erfolgen.

Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht nach § 43 Abs. 1
HWG und der Uberlassungspflicht nach § 43 Abs. 3 HWG unterliegt, der
Abwasseranlage zuflhren.

Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn einer der
Ausnahmefalle nach § 43 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 43 Abs. 4 Satz 1 HWG vorliegt.

Sowohl der Anschluss eines Grundstlcks als auch die Zufihrung von Abwasser dirfen
nur nach Genehmigung durch die Stadt erfolgen. Diese kann im Einzelfall aus
technischen oder wasserwirtschaftlichen Grinden eingeschrankt oder modifiziert
werden. Die Erteilung der Genehmigung fir die Zufihrung von Abwasser setzt voraus,
dass der Grundstickseigentimer einen Nachweis darlber vorlegt, dass die
Zuleitungskanale auf seinem Grundstick den allgemein anerkannten Regeln der
Technik entsprechen. § 5 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 gelten entsprechend.

§5
Grundstiicksentwasserungsanlagen

Grundsticksentwasserungsanlagen mussen nach den jeweils geltenden bau- und
wasserrechtlichen  Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen
Normenausschusses geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden. Bau- und
Installationsarbeiten durfen allein durch fachkundige Unternehmer ausgefuhrt werden.

Die Zuleitungskanéle im Bereich der Grundstiickentwasserungsanlagen unterliegen
ebenso wie die Anschlussleitungen und die Offentliche Sammelleitung der
Uberwachung durch die Stadt gemaB § 37 Abs. 2 Satz 1 HWG. Diese
Uberwachungsaufgabe erfiillt die Stadt dadurch, dass sie zeitlich parallel zur
Uberwachung der Sammelleitung und Anschlussleitungen eine Kamerabefahrung der
Zuleitungskanédle im Bereich der Grundstickentwasserungsanlagen durchfihrt.
Kénnen bei einem Grundstlck die Zuleitungskanéle nicht in einem Durchgang mit der
Kamera durchfahren werden, weil entweder Beschadigungen des Kanals festgestellt
werden oder aber sonstige technische Hindernisse eine weitere Befahrung verhindern,
ist es Aufgabe der Grundstlickeigentimer die Zuleitungskanéle auf ihrem Grundstiick
in einen ordnungsgemaBen, den allgemein anerkannten Regeln der Technik
entsprechenden Zustand zu versetzen und dieses der Stadt innerhalb einer von dieser
zu setzenden Frist nachzuweisen. Aus dem Nachweis missen die Art, die Dimension,
die Lage und der Zustand der Zuleitungskanale hervorgehen.

Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserkanalen und -
leitungen beauftragt werden, missen vor Auftragsvergabe und wahrend der
Werkleistung die erforderliche Fachkunde Leistungsfahigkeit und Zuverldssigkeit
nachweisen. Der Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betrieb oder die Stelle die
Anforderungen der vom Deutschen Institut fiir Gitesicherung und Kennzeichnung e.V.
(RAL) herausgegebenen Giitesicherung Kanalbau RAL-GEZ 961 oder gleichwertige
Anforderungen erfillt. Die Anforderungen sind erfillt, wenn der Betrieb oder die Stelle
im Besitz des RAL-Gltezeichens fur den jeweiligen Ausflihrungsbereich oder die
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jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erflllt, wenn der
Betrieb oder die Stelle die Fachkunde, Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit unter
Beachtung der Anforderungen der Guite- und Prifbestimmungen RAL-GEZ 961
nachweist.

Gegen den Rilckstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder
Grundstiickseigentimer selbst zu schitzen.

§6
Grundstucksklareinrichtungen

Grundstiicksklareinrichtungen missen vom Grundstiickseigentimer auf eigene Kosten
angelegt und betrieben werden, wenn in die Abwasseranlage nur vorgeklartes
Abwasser eingeleitet werden darf oder wenn ein Grundstuck, auf dem Abwasser
anfallt, nicht an die Abwasseranlage angeschlossen ist.

Das Einleiten von Niederschlagswasser in Grundsticksklareinrichtungen st
unzulassig.

Die Entnahme des Schlamms aus Kleinklaranlagen, soweit er aus hauslichem
Abwasser stammt, sowie des Abwassers aus Sammelgruben besorgt die Gemeinde.

Grundsticksklareinrichtungen sind stillzulegen, sobald die Abwasseranlage die
Behandlung des Abwassers sicherstellt.

§7
Allgemeine Einleitungsbedingungen

In die Abwasseranlage darf kein Abwasser eingeleitet werden, welches

- den Bauzustand und die Funktionsféhigkeit der Abwasseranlage stort,

- das Personal bei der Wartung und Unterhaltung der Anlagen geféhrdet,

- die Abwasserbehandlung und die Klarschlammverwertung beeintrachtigt,
- den Gewasserzustand nachhaltig beeinflusst,

- sich sonst umweltschadigend auswirkt.

Es darf nur frisches oder in zuldssiger Weise vorbehandeltes Abwasser eingeleitet werden.

(@)

Abfélle und Stoffe, welche die Kanalisation verstopfen, giftige, Ubelriechende oder
explosive Dampfe und Gase bilden sowie Bau- und Werkstoffe in starkerem MaBe
angreifen, durfen nicht in die Abwasseranlage eingebracht werden. Hierzu gehdren
insbesondere:

- Schutt; Asche; Glas; Sand; Mill; Treber; Hefe; Borsten; Lederreste; Fasern;
Kunststoffe; Textilien und Ahnliches;

- Kunstharz; Lacke; Latices; Bitumen und Teer sowie deren Emulsionen; fllissige
Abfélle, die erharten; Zement; Mértel; Kalkhydrat;

- Sturz- oder Stichblut; Jauche; Gulle; Mist; Silagesickersaft; Schlempe; Trub; Trester;
Krautwasser;

- Benzin; Heizdl; Schmierdl; tierische und pflanzliche Ole und Fette;
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Sauren und Laugen; chlorierte Kohlenwasserstoffe; Phosgen; Schwefelwasserstoff;
Blausdure und Stickstoffwasserstoffsdure sowie deren Salze; Karbide, welche
Acetylen bilden; ausgesprochen toxische Stoffe; der Inhalt von Chemietoiletten.

Das Einleiten von Kondensaten ist ausnahmsweise genehmigungsfahig, wenn der
Anschlussnehmer nachweist, dass das einzuleitende Kondensat frei von geféhrlichen Stoffen
ist und im Ubrigen die fir nicht hausliches Abwasser geltenden Grenzwerte unterschreitet.

(3)

Der Anschluss von  Abfallzerkleinerungsanlagen,  Nassentsorgungsanlagen,
Dampfleitungen und Dampfkesseln und das Einleiten von Kihlwasser sind nicht
gestattet.

Auf Grundstiicken, in deren Abwasser unzuldssige Stoffe (z. B. Benzin, Ole, Fette,
Stérke) enthalten sind, missen vom Anschlussnehmer Anlagen zum Zuriickhalten
dieser Stoffe eingebaut und ordnungsgemaRn betrieben werden. Das Einleiten dieses
Abwassers ist nur dann zuldssig, wenn die erforderlichen Anlagen eingebaut sind und
ihr ordnungsgemaBer Betrieb sichergestellt ist.

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, wenn Abwassereinleitungen
nicht von angeschlossenen Grundstiicken auf Dauer, sondern kurzzeitig aus mobilen
Abwasseranfallstellen erfolgen.

Das Einleiten von Grundwasser ist grundsétzlich unzuldssig. Soweit Hausdréanagen vor
In-Kraft-Treten dieser Satzung zulassigerweise an die Abwasseranlage angeschlossen
worden sind, genieBen diese Anschlisse Bestandsschutz bis zu dem Zeitpunkt, in dem
eine anderweitige Entsorgung des Grundwassers billigerweise verlangt werden kann.

§8
Besondere Einleitungsbedingungen fiir nicht hausliches Abwasser

Fur das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder
vergleichbaren Einrichtungen (z. B. Krankenhdusern) gelten - soweit nicht durch
wasserrechtliche Vorschriften die Einleitungsbefugnis weitergehend eingeschrankt ist -
folgende Einleitungsgrenzwerte in der nicht abgesetzten qualifizierten Stichprobe:

Messverfahren |Dimension| Grenzwert

Physikalische Parameter

1.
1.1 Temperatur DIN 38404-4 °C 35
1.2 | pH-Wert DIN 38404-5 - 6,5-10
2. Organische Stoffe und Lésungsmittel
21 Organische Lésungsmittel (BTEX), DIN 38407-9 mg/| 10
bestimmt als Summe von Benzol und dessen
Derivaten (Benzol, Ethylbenzol, Toluol, isomere
Xylole) mittels Gaschromatografie
2.2 Halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW), DIN EN ISO 10301 | mg/I 1
berechnet als organisch gebundenes Chlor (die
Einzelergebnisse werden in Chlorid umgerechnet
und dann addiert)' mittels Gaschromatografie
2.3 Adsorbierbare organische Halogenverbindungen, DIN EN 1485 bzw. | mg/l 1
angegeben als Chlorid (AOX) DIN 38409-22
24 Phenolindex DIN 38409-16 mg/| 20
25 Kohlenwasserstoffe H 53 DIN EN ISO 9377-2 | mg/l 20
(Mineral®l und Mineralélprodukte)
2.6 Extrahierbare schwerfliichtige lipophile Stoffe H 17 | DIN 38409-17 mg/| 250

(z. B. organische Fette)

1 Einzelverbindungen: Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1.1.1.-Trichlorethan, Dichlormethan
2 Hochchloridverfahren
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3. Anorganische Stoffe (gelost)

3.1 Ammonium, DIN 38406-5 oder mg N/I 100
berechnet als Stickstoff DIN EN ISO 11732

3.2 Nitrit, DIN EN 26777 mg N/I 5
berechnet als Stickstoff

3.3 Cyanid, DIN 38405-13 oder | mg/l 0,2
leicht freisetzbar DIN EN ISO 10304-2

3.4 Sulfat DIN 38405-5 oder mg/| 400

DIN EN ISO 10304-2

4. Anorganische Stoffe (gesamt)®

4.1 Arsen DIN EN ISO 11969 | mg/l 0,1

4.2 Blei DIN 38406-2 mg/| 0,5

4.3 Cadmium DIN EN I1SO 5961 mg/| 0,1

4.4 Chrom DIN EN 1233 mg/| 0,5

4.5 Chrom-VI DIN 38405-24 mg/l 0,1

4.6 Kupfer DIN 38406-7 mg/l 0,5

4.7 Nickel DIN 38406-11 mg/| 0,5

4.8 Quecksilber DIN EN 1483 mg/| 0,05

4.9 Silber DIN 38406-18 mg/| 0,1

410 |Zink DIN 38406-8 mg/| 2

411 | Zinn DINENISO 11969 |mgl/l 2

Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des Abwassers
notwendigen Untersuchungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Was- ser-,
Abwasser- und Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den
entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deutschen
Institut fir Normung e. V., Berlin, auszufiihren. Die zuséatzlichen analytischen Festlegungen,
Hinweise und Erlauterungen der Anlage "Analysen- und Messverfahren" der
Abwasserverordnung zu § 7a WHG (AbwV vom 20. September 2001; BGBI. | S. 2440) in der
jeweils geltenden Fassung sind zu beachten.

(2) Werden von der obersten Wasserbehérde Anforderungsregelungen zur Behandlung
und/oder Zurickhaltung bestimmter Abwasserinhaltsstoffe amtlich eingefiihrt, sind
diese zu beachten. Die davon betroffenen Einleitungsgrenzwerte gelten als
eingehalten, wenn der Anschlussnehmer zweifelsfrei nachweist, dass die gestellten
Anforderungen vollstandig erfullt werden.

(3) Im Bedarfsfall kbnnen

a) fur nicht im ersten Absatz genannte Stoffe Grenzwerte festgesetzt werden,

b) hdhere Grenzwerte unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zugelassen
werden, wenn die schadlichen Stoffe und Eigenschaften des Abwassers innerhalb
dieser Grenzen fir die Abwasseranlage, die darin beschéftigten Personen und die
Abwasserbehandlungsanlage vertretbar sind,

c) geringere Grenzwerte oder Frachtbegrenzungen festgesetzt werden, um
insbesondere eine

- Gefahrdung der Abwasseranlage oder des darin beschaftigten Personals,
- Beeintrachtigung der Benutzbarkeit der Anlagen,
- Erschwerung der Abwasserbehandlung oder Klarschlammverwertung

zu vermeiden.

(4) Das zielgerichtete  Verdinnen des  Abwassers zum  Erreichen  der

Einleitungsgrenzwerte ist unzuldssig.

* Anstelle der aufgefiihrten AAS-DIN-Verfahren ist fiir die Element-Bestimmung auch der Einsatz des
ICP-Verfahrens DIN EN ISO 11885 zulissig.
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Fir das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe enthalten kann, gelten die
Grundsatze und Vorschriften der Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden
Fassung.

Fallen auf einem Grundstiick betriebsbedingt erh6hte Abwassermengen stoBweise an
und fuhrt dies zu vermeidbaren Belastungen bei der Abwasserbehandlung, kann die
Gemeinde die Pufferung des Abwassers auf dem angeschlossenen Grundstick und
sein gleichmaBiges Einleiten in die Abwasseranlage verlangen.

Die Stadt kann dem Anschlussnehmer das Fihren eines Betriebstagebuchs aufgeben,
in dem alle die Abwassersituation auf dem angeschlossenen Grundstlck betreffenden
Daten festzuhalten sind.

Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen nicht eingeleitet werden darf, ist
aufzufangen und in gesetzlich zugelassener Art und Weise zu entsorgen.

§9
Uberwachen der Einleitungen

Die Stadt Uberwacht die Einleitungen nicht hauslichen Abwassers entsprechend den
Bestimmungen der aufgrund des § 46 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen Rechtsverordnung
in der jeweils geltenden Fassung. Das Uberwachen erfolgt auf Kosten des jeweiligen
Abwassereinleiters. Mit dem Uberwachen kann die Stadt eine staatlich anerkannte
Untersuchungsstelle betrauen.

Das Uberwachen der Einleitungen nicht hauslichen Abwassers durch die Stadt erfolgt
unabhéngig von einer im Einzelfall von der Wasserbehdrde verlangten
EigenUberwachung bestimmter Einleiter.

Das Uberwachen orientiert sich an den in § 8 Abs. 1 festgelegten
Einleitungsgrenzwerten, an den in Einleitungserlaubnissen geméaB § 44 Abs. 1 HWG
festgesetzten Werten und an den Vorgaben wasserrechtlicher Genehmigungen geméan
§ 45 HWG. Im Regelfall wird die Uberwachung mindestens einmal jahrlich
durchgefuhrt.

Das Messprogramm des Abs. 3 kann von der Stadt jederzeit erweitert werden, wenn
sich aus dem Ergebnis des bisherigen Uberwachens Veranlassung hierzu ergibt.
Festgestellte Uberschreitungen einzuhaltender Grenzwerte kdnnen eine Intensivierung
der Uberwachung zur Folge haben.

Der Abwassereinleiter kann von der Stadt zusatzliche Untersuchungen des Abwassers
verlangen, nicht jedoch deren Zeitpunkt bestimmen. Hierbei hat er das Recht, diese auf
einzelne Grenzwerte oder den chemischen Sauerstoffbedarf zu beschranken.

Die Aufwendungen der Stadt fiir das Uberwachen sind vom Abwassereinleiter in der
tatsachlich entstandenen Hohe zu erstatten. Dieser Anspruch entsteht mit der Vorlage
des Uberwachungsergebnisses und ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids
fallig. Die Durchfuhrung zuséatzlicher Untersuchungen sowie die Bestimmung des
chemischen Sauerstoffobedarfs kann die Stadt von der Vorauszahlung der daflr zu
leistenden Kosten abhangig machen.

Die Stadt kann in begrindeten Féllen verlangen, dass der Abwassereinleiter an einer
von der Stadt zu bestimmenden Stelle ein automatisches Geréat zur Probeentnahme
auf seine Kosten einzurichten und dauernd - auch in Zeiten der Betriebsruhe - zu
betreiben hat. Die Stadt kann die technischen Anforderungen festlegen, die das Gerat
zur automatischen Probeentnahme zu erflllen hat.
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Die Stadt kann die Einrichtung und den dauernden Betrieb von selbstaufzeichnenden
Messgeraten (z. B. fir die Messung von pH-Wert, Temperatur, CSB, Abwassermenge etc.)
auf Kosten des Abwassereinleiters verlangen.

Die Stadt kann ferner bestimmen, dass der Zugang zu dem automatischen
Probenahmegerat oder den selbstaufzeichnenden Messgeraten Bediensteten oder
Beauftragten der Stadt jederzeit — auch in Zeiten der Betriebsruhe — zu erméglichen ist.

lll. Abgaben und Kostenerstattung

§10
Abwasserbeitrag

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fir die Schaffung, Erweiterung und
Erneuerung der Abwasseranlagen Beitrdge, die nach der Veranlagungsflache
bemessen werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen der
Grundstticksflache (§ 11) mit dem Nutzungsfaktor (§§ 12 bis 15).

(2) Der Beitrag betragt fir das Verschaffen einer erstmaligen Anschlussmdglichkeit
(Schaffensbeitrag) an eine Sammelleitung 8,05 EUR/m2 Veranlagungsflache.
Beitragssatze fir Erneuerungs- und ErweiterungsmaBnahmen — Ergédnzungsbeitrag -
werden gesondert kalkuliert und festgesetzt, sobald entsprechende beitragsfahige
MaBnahmen zur Verwirklichung anstehen.

(3) Besteht nur die Mdglichkeit, Niederschlagswasser abzunehmen, wird ein Drittel, bei
alleiniger Abnahmemaglichkeit des Schmutzwassers werden zwei Drittel der nach den
nachfolgenden Vorschriften (§§ 11 bis 15) ermittelten Veranlagungsflachen zugrunde
gelegt.

§ 11
Grundstiicksflache

(1) Als Grundstiicksflache im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundstiicken im Bereich
eines Bebauungsplans grundsatzlich die Flache des Grundbuchgrundstiicks; fir
auBerhalb des Bebauungsplanbereichs liegende Grundsticksteile gelten die
nachfolgenden Vorschriften in Abs. 2 und 3 entsprechend.

(2) Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt

a) bei  Grundsticken im Innenbereich  grundsatzlich die Flache des
Grundbuchgrundsticks,

b) bei Grundsticken im Innenbereich, die in den AuBenbereich hineinragen, die
Flache bis zu einer Tiefe von 50 m, ausgehend von derjenigen Grundstlicksseite,
die -aus der Sicht des Innenbereichs - dem AuBenbereich zugewandt ist
(regelmaBig die gemeinsame Grenze des Grundsticks und der
ErschlieBungsanlage, in welcher die Abwassersammelleitung verlegt ist).

Uberschreitet die bauliche, gewerbliche oder sonstige (abwasserbeitragsrechtlich relevante)
Nutzung des Grundsticks die in Satz 1 bestimmte Tiefe, ist zuséatzlich die lbergreifende
Nutzung zu berlcksichtigen, sofern diese Flache dem Innenbereich angehért. Dies gilt auch
dann, wenn die Bebauung, gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder hinter der
Begrenzung von 50 m beginnt.
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Grundsticksteile, die sich lediglich als wegeméaBige Verbindung zum eigentlichen
Grundstick darstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstlckstiefe unbericksichtigt,
wenn sie an der breitesten Stelle 15,0 m nicht Uberschreiten.

Bei in den AuBenbereich hinausgehender baulicher, gewerblicher oder sonstiger
(abwasserbeitragsrechtlich relevanter) Nutzung des Grundsticks ist die Tiefe der
Ubergreifenden Nutzung dergestalt zu bertcksichtigen, dass die bebaute oder gewerblich
(aufgrund einer Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich nutzbare) oder sonstiger
(abwasserbeitragsrechtlich  relevanter) Weise genutzte Flache einschlieBlich einer
Umgriffsflache in einer Tiefe von 50 m - vom jeweils duBeren Rand der baulichen oder
gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit gemessen - in Ansatz gebracht wird.

(3) Bei Grundsticken im AuBenbereich gilt die bebaute oder gewerblich genutzte/aufgrund
einer Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich nutzbare Flache einschlieBlich
einer Umgriffsflache in einer Tiefe von 50 m - vom jeweils duBeren Rand der baulichen
oder gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit gemessen. Ganzlich unbebaute oder
gewerblich nicht genutzte Grundstlicke, die tatsachlich an die 6ffentliche Einrichtung
angeschlossen sind, werden mit der angeschlossenen, bevorteilten Grundstlcksflache
berilcksichtigt.

§12
Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

(1)  Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im
Bebauungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den
Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht, ist dieser maBgebend. Werden
die Festsetzungen des Bebauungsplans Uberschritten, ist die genehmigte oder
vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehdhe oder Baumassenzahl zugrunde zu
legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss
erhéht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

(2) Ist nur die zuldssige Gebaudehdhe (Traufhdhe) festgesetzt, gilt als Zahl der
Vollgeschosse die héchst zuldssige Hbhe geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen
kaufméannisch auf- oder abgerundet werden. In Gewerbe-, Industrie- und
Sondergebieten i. S. v. § 11 BauNVO erfolgt die Teilung in Abweichung zu Satz 1
durch 3,5.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehdhe, sondern nur eine
Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen
kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.

(4) Bei Grundstlcken, fir die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflachen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder
anderer Werte, anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3
festgestellt werden kdnnte, vorsieht, gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zuldssige
Bebauung im Verhaltnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhéfe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kénnen,
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gestattet, gilt flir die bebaubaren Teile dieser Grundstlicke 1,0, fir die Restflache
0,1,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5
e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,
f) Dauerkleingarten festsetzt, gilt 0,5,

g) Kirchengeb&ude oder dhnliche Gebaude mit religidser Zweckbestimmung festsetzt,
gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

(5) Sind far ein Grundstiick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehéhen oder
Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor unter Beachtung dieser
unterschiedlichen Werte zu ermitteln.

(6) Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen Uber die Anzahl der Vollgeschosse
oder der Gebdudehdhe oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der
Nutzungsfaktor ermitteln |asst, gelten die Vorschriften fir den unbeplanten
Innenbereich nach § 14 entsprechend.

§13
Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 3 und 4
BauGB, gelten die Regelungen des § 12 fir die Ermittlung des Nutzungsfaktors
entsprechend; ansonsten sind die Vorschriften des § 14 anzuwenden.

§14
Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

(1) Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die
Hoéchstzahl der tatséchlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Sind Grundstiicke unbebaut, wird auf die Héchstzahl der in ihrer unmittelbaren Umgebung
vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

(2) Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die
tatsachliche Gebaudehdhe, geteilt durch 3,5, fir insgesamt gewerblich oder industriell
genutzte Grundsticke; durch 2,2 fir alle in anderer Weise baulich genutzte
Grundsticke. Bruchzahlen werden hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet.

(3) Die in § 12 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfakioren je Vollgeschoss gelten
entsprechend.

(4) Bei Grundsticken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhéltnis zu ihrer GréBe untergeordnet
bebaut sind (z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,
b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhaltnis zur gewerblichen

Nutzung untergeordneten Bebauung genutzt werden durfen, gilt 1,0,

C) nur Friedhdfe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kénnen, gilt fir die
bebauten Teile dieser Grundstiicke 1,0, fir die Restflache 0,1,
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d) wegen ihrer GréBe nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in &hnlicher Weise
genutzt werden kdnnen, gilt 0,5,

e) mit Kirchengebauden oder ahnlichen Gebauden mit religiéser Zweckbestimmung
bebaut sind, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

§15
Nutzungsfaktor in Sonderfallen

(1) Bei ganzlich unbebauten - aber dennoch angeschlossenen -
AuBenbereichsgrundstiicken gilt als Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die gemaBi § 11
Abs. 3 ermittelte Grundstlcksflache).

(2) Bei bebauten AuBenbereichsgrundstiicken bestimmt sich der Nutzungsfaktor (bezogen
auf die gemaB § 11 Abs. 3 ermittelte bebaute Flache) nach den Regelungen des § 14
Abs. 1 bis 3.

(3) Geht ein Grundstiick vom Innenbereich in den AuBenbereich Uber, so gelten die
Nutzungsfaktoren der §§ 12 bis 14 fir das Teilgrundstiick im Innenbereich jeweils
entsprechend. Fir das Teilgrundstiick im AuBenbereich gelten die vorstehenden
Absatze 1 und 2 entsprechend (bezogen auf die gemaB § 11 Abs. 2 b) Satz 5
ermittelte Grundsticksflache).

§ 16
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen die an die Abwasseranlage angeschlossenen Grundstiicke;
die anschlieBbaren, wenn sie bebaut sind bzw. gewerblich genutzt werden oder baulich,
gewerblich oder in abwasserbeitragsrechtlich relevanter Weise genutzt werden ddrfen.

§17
Entstehen der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der tatsachlichen Fertigstellung der beitragsfahigen
MaBnahme. Der Magistrat stellt durch Beschluss gemaB § 11 Abs. 9 KAG fest, wann
die beitragsfahige MaBnahme fertig gestellt wurde und macht diesen Beschluss
offentlich bekannt.

(2) Die Stadt kann fur Teile oder Abschnitte der beitragsfahigen MaBnahme den Beitrag
jeweils schon dann erheben, wenn diese nutzbar sind. In diesem Fall entsteht die
Beitragspflicht mit der Bekanntmachung des Beschlusses des Magistrats, der den
Zeitpunkt der Fertigstellung der Teile oder Abschnitte feststellt und die Abrechnung
anordnet (§ 11 Abs. 8 KAG).

(3) Sind Grundsticke im Zeitpunkt der Fertigstellung (Abs. 1) oder Teilfertigstellung
(Abs. 2) noch nicht baulich oder gewerblich nutzbar, entsteht die Beitragspflicht fur
diese Grundsticke mit dem Eintritt der baulichen, gewerblichen oder
abwasserbeitragsrechtlich relevanten Nutzbarkeit bzw. dem tatséchlichen Anschluss.
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§18
Ablésung des Abwasserbeitrags

Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgeldst werden. Der Ablésungsbetrag
bestimmt sich nach der Hohe des voraussichtlichen Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf
Abldsung besteht nicht.
§19
Beitragspflichtige, 6ffentliche Last
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids
Eigentimer des Grundsticks ist. Wenn das Grundstick mit einem Erbbaurecht

belastet ist, ist anstelle des Eigentimers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

(2) Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.
(4) Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick bzw. - bei Bestehen eines
solchen - auf dem Erbbaurecht.
§ 20
Vorausleistungen

Die Stadt kann Vorausleistungen bis zur Héhe des voraussichtlichen Beitrags ab Beginn des
Jahres verlangen, in dem mit dem Schaffen, Erweitern oder Erneuern der Abwasseranlagen
begonnen wird.

§ 21

Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids féllig.

§ 22
Grundstiicksanschlusskosten

(1) Der Aufwand fir die Herstellung, Erneuerung, Veranderung, Unterhaltung oder
Beseitigung der Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsachlich entstandenen Hbéhe
zu erstatten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der
erstattungspflichtigen MaBnahme; er wird einen Monat nach Bekanntgabe des
Bescheids fallig.

(2) Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids Eigentiimer
des Grundstlcks ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, ist anstelle
des Eigentimers  der Erbbauberechtigte erstattungspflichtig. Mehrere
Erstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(3) Der Erstattungsanspruch ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstlick - bei Bestehen
eines solchen - auf dem Erbbaurecht.
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§ 23
Benutzungsgebiihren
Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG Gebdihren fir
das Einleiten (a, b) bzw. Abholen (c, d) und Behandeln von
a) Niederschlagswasser,
b

)
c) Schlamm aus Kleinklaranlagen,
d)

Schmutzwasser,

Abwasser aus Gruben.

Die Abwasserabgabe fir eigene Einleitung der Stadt, die Abwasserabgabe, die von
anderen Korperschaften des 6ffentlichen Rechts auf die Stadt umgelegt wird sowie der
Aufwand far die Eigenkontrolle und die Uberwachung der Zuleitungskanale
entsprechend den Bestimmungen der aufgrund des § 46 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen
Abwassereigenkontrollverordnung (EKVO) vom 23.06.2012 (GVBI. | S. 257) werden
Uber die Abwassergebihren fur das Einleiten von Schmutzwasser umgelegt.

§24
GeblihrenmaBstébe und -satze fir Niederschlagswasser

GeblhrenmaBstab fir das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und
kinstlich befestigte Grundsticksflache, von der das Niederschlagswasser in die
Abwasseranlage eingeleitet wird oder abflieBt; pro Quadratmeter wird eine Gebuhr von
0,48 EUR jahrlich erhoben.

Die bebaute und kinstlich befestigte Grundstlcksflache wird unter Beriicksichtigung
des Grades der Wasserdurchlassigkeit fur die einzelnen Versiegelungsarten nach

folgenden Faktoren festgesetzt:

1. Dachflachen
1.

1 Flachdéacher, geneigte Dacher 1,0
1.2 Kiesdacher 0,5
1.3 Grindéacher (begriinte Dachflachen) 0,3

2. Befestigte Grundstlicksflachen )
2.1 Beton-, Schwarzdecken (Asphalt, Teer 0. A.), Pflaster
mit Fugenverguss, sonstige wasserundurchlassige
Flachen mit Fugendichtung 1,0
2.2 Pflaster (z. B. auch Rasen- oder Splittfugenpflaster),
Platten - jeweils ohne Fugenverguss i 0,7
2.3 wassergebundene Decken (aus Kies, Splitt, Schotter o. A.),
Porenpflaster oder &hnlich wasserdurchlassiges Pflaster 0,4
2.5 Rasengittersteine 0,2

Bei der Ermittlung bebauter und kunstlich befestigter Grundstlcksflachen bleiben
solche Flachen ganz oder teilweise auBer Ansatz, von denen dort anfallendes
Niederschlagswasser in Zisternen oder ahnlichen Vorrichtungen (Behaltnissen) zum
Auffangen von Niederschlagswasser mit einem Fassungsvermdgen von mindestens 1
m?® gesammelt und auf dem Grundstick - insbesondere zur Gartenbewasserung und
als Brauchwasser (zur Toilettenspllung, zum Betreiben von Waschmaschinen etc.) -
verwendet wird, und zwar bei den vorstehend genannten Vorrichtungen

a) ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage, die
hieriber entwéasserte Flache in vollem Umfang,
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(1)

b) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage bei Verwendung des
Niederschlagswassers

- als Brauchwasser, diejenige Flache, die sich durch Division des
Zisterneninhalts (in Kubikmetern) durch 0,05 ergibt; wird zusétzlich
Niederschlagswasser zur Gartenbewasserung benutzt, erhéht sich die
so ermittelte Flache um 10 %,

- zur alleinigen Gartenbewasserung, diejenige Flache, die sich
aus der Division des Zisterneninhalts (in Kubikmetern) durch 0,10
ergibt.

Ist die geblhrenpflichtige Flache, von der Niederschlagswasser in Zisternen oder
ahnliche Vorrichtungen gesammelt wird, geringer als die aufgrund des
Zisternenvolumens errechnete, auBer Ansatz zu lassende Flache, so bleibt nur
diejenige Flache unberilcksichtigt, von der Niederschlagswasser in die zuvor
genannten Vorrichtungen eingeleitet wird.

§ 25
Mitwirkungspflichten der Grundstiickseigentiimer

Die Stadt kann von den Grundstiickseigentiimern eine Aufstellung der bebauten und
kinstlich befestigten Flachen verlangen, die an die Abwasseranlage angeschlossen
sind bzw. von denen Niederschlagswasser der Abwasseranlage zuflieBt.

Bei Verwendung von Zisternen oder ahnlichen Vorrichtungen fiir das Sammeln von
Niederschlagswasser sind die Grundstlickseigentiimer verpflichtet, genaue Angaben
zu deren Anschluss und Volumen zu machen und anzugeben, welcher Verwendung
das gesammelte Niederschlagswasser zugefihrt wird. Die Verwendung von
Niederschlagswasser als Brauchwasser muss der Stadt schriftlich angezeigt werden;
die Brauchwassermenge muss durch einen privaten, fest installierten und geeichten
Wasserzahler gemessen werden.

Die Grundstiickseigentiimer sind verpflichtet, der Stadt jede Anderung der bebauten
und kunstlich befestigten Grundstlcksflachen, von denen Niederschlagswasser der
Abwasseranlage zugeflhrt wird bzw. zu ihr abflieBt, unverziglich bekanntzugeben.
Gleiches gilt flir die Anderung von Zisternen oder ahnlichen Vorrichtungen zum
Sammeln von Niederschlagswasser.

§ 26
GebiihrenmaBstabe und -séatze fir Schmutzwasser

GebuhrenmalBstab fiir das Einleiten hé&uslichen Schmutzwassers st der
Frischwasserverbrauch auf dem angeschlossenen Grundsttick.

Die Gebuhr betragt pro m? Frischwasserverbrauch

a) bei zentraler Abwasserreinigung in der Abwasseranlage 2,67 EUR,
b) bei notwendiger Vorreinigung des Abwassers in einer

Grundsticksklareinrichtung 2,00 EUR.

(@)

GebUhrenmaBstab fur das Einleiten nicht h&uslichen Schmutzwassers ist der
Frischwasserverbrauch auf dem angeschlossenen Grundstiick unter Beriicksichtigung
des Verschmutzungsgrads. Der Verschmutzungsgrad wird grundsatzlich durch
Stichproben - bei vorhandenen Teilstrémen in diesen - ermittelt und als chemischer
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Sauerstoffbedarf aus der nicht abgesetzten, homogenisierten Probe (CSB) nach DIN
38409-H41 (Ausgabe Dezember 1980) dargestellt.

Die Gebuhr betragt pro m3 Frischwasserverbrauch 2,67 EUR bei einem CSB bis 600 mg/I;
bei einem héheren CSB wird die Gebuhr vervielfacht mit dem Ergebnis der Formel

0,5 x lestgestelter CSB . 5
600

Wird ein erhdhter Verschmutzungsgrad nur im Abwasser eines Teilstroms der
Grundstlcksentwasserungsanlage festgestellt, wird die erhdhte Gebihr nur flr die in diesen
Teilstrom geleitete Frischwassermenge, die durch private Wasserzéhler zu messen ist,
berechnet. Liegen innerhalb eines Kalenderjahres mehrere Feststellungen des
Verschmutzungsgrads vor, kann die Stadt der Gebuhrenfestsetzung den rechnerischen
Durchschnittswert zugrunde legen.

§ 27
Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs

(1) Als gebUhrenpflichtiger Frischwasserverbrauch gelten alle Wassermengen, die
a) aus offentlichen Wasserversorgungsanlagen,
b) zur Verwendung als Brauchwasser aus anderen Anlagen und Gewassern
entnommen werden.

(2) Werden gebuhrenpflichtige Wassermengen nicht als Abwasser der Abwasseranlage
zugeflhrt, bleiben sie auf Antrag des Geblhrenpflichtigen - auf dessen Nachweis - bei
der Bemessung der Abwassergebtihren unberiicksichtigt.

Dieser Nachweis ist durch das Messergebnis eines privaten Wasserzdhlers zu fuhren,
ansonsten - wenn eine Messung nicht méglich ist - durch nachprifbare Unterlagen (z. B.
Sachverstandigengutachten), die eine zuverldassige Schatzung der Wassermenge
ermdoglichen.

(3) Antrage auf Absetzung nicht zugefiihrter Wassermengen sind spatestens innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe des Gebihrenbescheids zu stellen.

(4) Anstelle der Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs kann die
Gemeinde auf Antrag des Geblhrenpflichtigen die Messung der Wassermenge durch
einen privaten Abwasserzéhler zulassen. Die Gebihr bestimmt sich dann nach der
gemessenen Wassermenge.

(5) Private Wasser- und Abwasserzéhler miissen geeicht sein; sie werden von der Stadt,
die auch die Einbaustelle festlegt, verplombt. Bestehen Zweifel an der Richtigkeit des
Messergebnisses, sind die Messeinrichtungen durch eine staatlich anerkannte
Prifstelle oder die Eichbehérde zu Gberprifen. Die Kosten der Uberprifung tragt
derjenige, zu dessen Ungunsten die Uberprifung ausféllt. Alle Aufwendungen fir
Anschaffung, Ein- und Ausbau, Unterhaltung, Eichung etc. hat der Gebuhrenpflichtige
zu tragen.

(6) Bei unerlaubtem Einleiten wird die Wassermenge von der Stadt geschatzt.
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§ 28

GebilihrenmaBstéabe und -satze fiir Schlamm aus Kleinklaranlagen
und Abwasser aus Gruben

GebUhrenmaBstab fir das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinkl&ranlagen und
Abwasser aus Gruben ist die abgeholte Menge dieser Stoffe. Die Gebuhr betréagt pro
angefangenem m3

a) Schlamm aus Kleinklaranlagen 44,00 EUR,
b) Abwasser aus Gruben 44,00 EUR.
Ist zum Absaugen des Inhalts einer Kleinklaranlage oder einer Grube die Verlegung einer

Saugleitung von mehr als 20 m Lange erforderlich, wird fir jeden weiteren Meter ein
Gebulhrenzuschlag von 1,00 EUR erhoben.

§ 29

Verwaltungsgebiihr

(1) FOr jedes Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers ist eine
Verwaltungsgebihr von 2,50 EUR zu zahlen.

(2) Fir jede gewilnschte Zwischenablesung einer stadtischen oder privaten
Messeinrichtung hat der Antragsteller eine Verwaltungsgebihr von 12,50 EUR zu
entrichten; far den zweiten und jeden weiteren Zahler ermaBigt sich die
Verwaltungsgeblhr auf jeweils 2,50 EUR.

§ 30
Entstehen und Falligkeit der Gebiihren

(1) Die Gebuhr fir das Einleiten und Behandeln von Niederschlags- und Schmutzwasser
(laufende Benutzungsgeblhr) entsteht jahrlich; sie ist einen Monat nach Bekanntgabe
des Gebihrenbescheids fallig.

(2) Die Gebduhr fur das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinklaranlagen und
Abwasser aus Gruben entsteht mit dem Abholen, die Verwaltungsgebihr entsteht mit
der jeweiligen Amtshandlung; sie sind einen Monat nach Bekanntgabe des
Gebuhrenbescheids fallig.

§ 31
Vorauszahlungen
Die Stadt kann vierteljahrlich Vorauszahlungen auf die Benutzungsgebtihr verlangen; diese

orientieren sich grundsatzlich an der GeblUhrenhéhe des vorangegangenen
Abrechnungszeitraums.
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§ 32
Gebihrenpflichtige

Gebuhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des Grundstiicks ist.
Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstickseigentimers gebihrenpflichtig.
Mehrere Geblhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird
der neue Eigentimer oder Erbbauberechtigte geblhrenpflichtig mit Beginn des
Monats, welcher dem Eigentumslbergang folgt.

§ 33
Umlage der Kleineinleiterabgabe

Die von der Stadt an das Land zu entrichtende Abwasserabgabe flr Kleineinleitungen
im Sinne §§ 8, 9 AbwAG und des § 8 HessAbwAG wird auf die Eigentiimer der
Grundsticke umgelegt, von denen Schmutzwasser direkt in ein Gewasser oder in den
Untergrund eingeleitet wird, ohne dass das gesamte Schmutzwasser des jeweiligen
Grundsticks in einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird, die mindestens den
allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht.

§ 30 Abs. 1 gilt entsprechend.

Allgemeine  Mitteilungspflichten,  Zutrittsrecht, Betriebsstérungen  und
Ordnungswidrigkeiten

§ 34
Allgemeine Mitteilungspflichten

Anderungen im Grundstiickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt vom bisherigen
und neuen Grundstickseigentimer bzw. Erbbauberechtigten unverziiglich mitzuteilen.

Der Anschlussnehmer, der bauliche Veranderungen an
Grundstlcksentwasserungsanlagen vornehmen lassen will, hat dies der Stadt
rechtzeitig anzuzeigen.

Wer gewerbliches Abwasser oder mit gewerblichem Abwasser vergleichbares
Abwasser einleitet, hat der Stadt oder den Beauftragten der Stadt alle mit der
Abwasserentstehung und -fortleitung zusammenh&ngenden Auskinfte Gber Art, Menge
und Entstehung des Abwassers zu erteilen. Die Stadt kann verlangen, dass hierzu ein
von ihr vorgegebener Fragebogen in schrifticher Form zu beantworten ist; hierflr
kénnen Fristen gesetzt werden.

§35

Zutrittsrecht

Der Anschlussnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die sich auf
Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu den Grundstlicksentwasserungsanlagen,
Wasserverbrauchsanlagen, Wassergewinnungsanlagen, Versickerungseinrichtungen und
Anschlussleitungen zu gestatten, soweit dies zur Prifung der technischen Einrichtungen
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oder Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zum
Ablesen der Messeinrichtungen, erforderlich ist.

§ 36

Haftung bei Entsorgungsstérungen

Die Stadt haftet fir Schaden durch Betriebsstérungen an der Abwasseranlage, sofern bei
Schaden an Kérper und Gesundheit Vorsatz oder Fahrlassigkeit, bei anderen Schaden
Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit vorliegt.

(1)

§ 37

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen

1

§ 4 Abs. 1 ein Grundstlick nicht ordnungsgemaB an die Abwasseranlage
anschlieBt;

. § 4 Abs. 2 Abwasser, das der Beseitigungspflicht unterliegt, nicht der

Abwasseranlage zufihrt;

§ 4 Abs. 4 den Anschluss eines Grundstlicks oder die Zufihrung von Abwasser
ohne Genehmigung vornimmt;

§ 5 Abs. 1 Grundstlicksentwasserungsanlagen nicht nach den jeweils geltenden
bau- und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des
Deutschen Normenausschusses herstellt, unterhalt und betreibt;

§ 6 Abs. 1 Grundstlicksklareinrichtungen in den dort genannten Féllen nicht
anlegt oder nicht ordnungsgeman betreibt;

6. § 6 Abs. 2 Niederschlagswasser in die Grundsticksklareinrichtung einleitet;

7. § 6 Abs. 3 Schlamm aus Kleinklaranlagen sowie Abwasser aus Sammelgruben

10.

11.

12.

13.
14.
15.

16.

17.

nicht der Stadt Uberlasst;

§ 6 Abs. 4 Grundsticksklareinrichtungen nicht stilllegt, sobald die
Abwasseranlage die Behandlung des Abwassers sicherstellt;

§ 7 Abs. 1 Abwasser einleitet, das nach dieser Bestimmung nicht eingeleitet
werden darf;

§ 7 Abs. 2 Abfalle und die in dieser Bestimmung weiter genannten Stoffe sowie
Kondensate ohne Genehmigung in die Abwasseranlage einbringt;

§ 7 Abs. 3 die dort genannten Anlagen an die Abwasseranlage anschlieBt oder
Kuhlwasser einleitet;

§ 7 Abs. 4 Anlagen zum Zurtckhalten von im Abwasser enthaltenen unzuléssigen
Stoffen nicht einbaut oder nicht ordnungsgeman betreibt;

§ 7 Abs. 6 Grundwasser in die Abwasseranlage einleitet;
§ 8 Abs. 4 Abwasser zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte verdinnt;

§ 8 Abs. 7 das von der Stadt auferlegte Betriebstagebuch nicht ordnungsgeman
fahrt;

§ 8 Abs. 8 nicht hausliches Abwasser einleitet, das einen der in § 8 Abs. 1 und 3
festgelegten Einleitungsgrenzwert Uberschreitet;

§ 9 Abs. 7 ein von der Stadt gefordertes Probenahmegerat oder
selbstaufzeichnendes Messgerat nicht errichtet, nicht dauerhaft betreibt und in
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betriebsbereitem Zustand halt oder den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt
den Zugang zu den technischen Einrichtungen nicht jederzeit ermdglicht;

18. § 25 Abs. 1 bis 3 verankerten Mitwirkungspflichten nicht oder unzureichend
nachkommt;

19. § 34 Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig
nachkommt;

20. § 34 Abs. 3 die von der Stadt geforderten Auskinfte nicht, nicht rechtzeitig, nicht
vollstéandig, nicht in der verlangten Form oder wahrheitswidrig erteilt;

21. § 35 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den in dieser
Bestimmung genannten Anlagen und Einrichtungen verweigert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe von 5 bis 50.000 EUR geahndet
werden. Die GeldbuBe soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das satzungsmaBige Héchstmaf
hierzu nicht aus, kann es tberschritten werden.

(3) Das Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung findet
Anwendung; zustandige Verwaltungsbehérde ist der Magistrat.
§ 38
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2013. in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige
Entwéasserungssatzung auBer Kraft.

Grinberg, den 12. Oktober 2012

Der Magistrat der
Stadt Griinberg

Frank Ide
Blrgermeister (Siegel)

Die Entwasserungssatzung der Stadt Grinberg wurde mit der Nr. 43 des 18.
Jahrganges der Heimat-Zeitung Griinberg am 25. Oktober 2012 bekannt gegeben.
Es wird bescheinigt, dass die Bekanntmachung gem. § 8 der Hauptsatzung
ordnungsgeman erfolgt ist.

Seite | 27



	Name Vorname: 
	Straße Nr: 
	PLZ Wohnort: 
	Telefon: 
	Email: 
	Lage Straße: 
	Flur: 
	Nr: 
	undefined: 
	Wie wird anfallendes Drainagewasser abgeleitet 1: 
	Wie wird anfallendes Drainagewasser abgeleitet 2: 
	Wie wird anfallendes Drainagewasser abgeleitet 3: 
	D sonstige Anlage: 
	Wenn ja wie groß ist das Sammelvolumen des Zisterne: 
	vorbehandlungsanlagen sowie zur Art und Zusammensetzung des Abwassers: 
	Welche Zusammensetzung hat das Abwasser Ursprung 1: 
	Welche Zusammensetzung hat das Abwasser Ursprung 2: 
	Wenn ja welcher Typ Herstellerangaben Zulassung: 
	Weitere AngabenErläuterungen 1: 
	Weitere AngabenErläuterungen 2: 
	Weitere AngabenErläuterungen 3: 
	D Nein 1: 
	D Nein 2: 
	D Grunddienstbarkeit 1: 
	D Grunddienstbarkeit 2: 
	Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben wird bestätigt: 
	Datum: 
	Group1: Off
	Check Box2: Off
	Check Box3: Off
	Check Box4: Off
	Check Box5: Off
	Check Box6: Off
	Check Box7: Off
	Group: Off
	Check Box8: Off
	Check Box9: Off
	Check Box10: Off
	Check Box11: Off
	Check Box12: Off
	Check Box13: Off
	Check Box14: Off
	Check Box15: Off
	Check Box16: Off
	Check Box17: Off
	Check Box18: Off
	Group2: Off
	Group3: Off
	Group4: Off
	Check Box19: Off
	Check Box20: Off
	Check Box21: Off
	Check Box22: Off
	Group5: Off
	Check Box23: Off
	Check Box24: Off
	Check Box25: Off
	Group6: Off
	Group7: Off
	Group8: Off
	Group9: Off
	Group10: Off
	Group11: Off
	Group12: Off
	Check Box26: Off
	Check Box27: Off


